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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige 
  Interview zum Anhören  
finden Sie auf  
www.diw.de/interview
Herr Dr. Haan, Sie haben die Auswirkungen von zwei 
Reformmodellen in der Familienpolitik verglichen. 
Was genau haben Sie untersucht?
Wir haben uns angeschaut, wie sich zwei familien-
politische Maßnahmen auf das Arbeitsangebotsver-
halten  von  Frauen  und  die  Wahrscheinlichkeit,  im 
  nächsten Jahr ein Kind zu bekommen, auswirken. Zum 
einen haben wir uns einen Ausbau der staatlichen 
Förderung der Kinderbetreuung angesehen. Von die-
ser Förderung würden nur Mütter, die arbeiten, pro-
fitieren. Die andere Variante ist eine Erhöhung des 
Kindergeldes um 20 Prozent. Diese Transferleistung 
würden alle Familien bekommen, egal, ob die Mutter 
arbeitet oder nicht.
Wie würde sich eine Erhöhung 
des Kindergeldes auswirken?
Das Kindergeld wird ja unabhän-
gig davon gezahlt, ob die Mutter 
erwerbstätig ist oder nicht. Von 
einer  Erhöhung  erwarten  wir 
also  keine  positiven  Beschäfti-
gungseffekte.  Allerdings  hätte 
eine Kindergelderhöhung einen 
signifikant positiven Effekt auf die Anzahl der Kinder: 
Die Wahrscheinlichkeit, im nächsten Jahr ein Kind zu 
bekommen, würde sich geringfügig erhöhen. 
Auf welche Gesellschaftsgruppe würde sich das am 
stärksten auswirken?
Bei einer Erhöhung des Kindergeldes finden wir be-
sonders starke Effekte bei Frauen, die bereits Kinder 
haben. Des Weiteren beobachten wir, dass bei einem 
höheren Kindergeld vor allem Frauen mit geringerem 
Bildungsabschluss eine höhere Geburtenrate hätten 
– was ja auch ökonomisch plausibel ist.
Welche Auswirkungen hätte der Ausbau der öffent-
lich geförderten Kindertagesbetreuung?
Anders als eine Kindergelderhöhung hätte ein Aus-
bau  der  Kindertagesbetreuung  den  Effekt  einer 
höheren Beschäftigung. Mütter, die keine Beschäfti-
gung annehmen, profitieren nicht von einer besseren 
Kinderbetreuung. Deswegen ist der Anreiz nur gege-
ben, wenn sie eine Beschäftigung aufnehmen. Hier 
finden wir signifikant positive Beschäftigungseffekte 
von Müttern mit Kindern bis zu drei Jahren.
Bei welcher Gruppe würde die Erwerbsbeteiligung 
am meisten zunehmen?
Hier finden wir die größten Effekte bei Frauen, die 
bisher noch keine Kinder haben, und bei Frauen mit 
relativ  hohen  Bildungsabschlüssen.  Der  Grund  für 
die zweite Gruppe ist, dass diese Frauen relativ hohe 
Löhne auf dem Markt erzielen können und sich eine 
Erwerbsarbeit  für  sie  besonders  lohnt.  Insofern  ist 
diese Art der „Subvention“, wenn sie eine Arbeit auf-
nehmen, sehr attraktiv für diese Gruppe. 
Würde  eine  höhere  Beschäfti-
gungsrate die Kosten für mehr 
Kinderbetreuung zum Teil refi-
nanzieren?
Die Kosten würden geringer aus-
fallen, jedoch nicht komplett refi-
nanziert werden. Aber die Kosten 
für die Ausweitung der Kinderta-
gesbetreuung  würden  geringer 
ausfallen als bei einer Erhöhung des Kindergeldes.
Ist es nicht möglich, die Beschäftigungsquote und 
die Geburtenrate gleichzeitig zu steigern?
In unserer Studie können wir durch keine der beiden 
Maßnahmen beide Ziele erreichen. Eine Ausnahme 
ist die Gruppe der Frauen, die bisher keine Kinder ha-
ben. Hier hätte die Ausweitung der staatlichen Kin-
derbetreuung sowohl positive Effekte in der Beschäf-
tigung als auch in der Wahrscheinlichkeit, Kinder zu 
bekommen.
Für welche der beiden Maßnahmen würden Sie aus 
familienpolitischer Sicht plädieren?
Ich plädiere eher für eine Ausweitung der Kinderbe-
treuung als für eine universelle Erhöhung des Kinder-
geldes, denn gerade bei den Frauen, die bisher keine 
Kinder haben, würde man eine doppelte Dividende 
erzielen, nämlich: mehr Kinder und mehr Beschäfti-
gung.
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